
Merkblatt für Insolvenzgläubiger 
 
Insolvenzforderungen sind unter Vorlage der den Anspruch belegenden Urkunden bei dem 
Insolvenzverwalter– nicht bei dem Amtsgericht – unbedingt in doppelter Ausfertigung und in deutscher 
Sprache anzumelden.  
 
Auf folgendes sollten Sie dabei achten: 
 
1. Der Rechtsgrund der Forderung (z.B. Kauf, Darlehen, Dienst- oder Werkvertrag, Wechselforderung, 
Schadensersatzforderung) muss ausdrücklich bezeichnet werden. 
 
2. Der anzumeldende Betrag ist getrennt nach Hauptsumme, Nebenforderung, Zinsen und der 
errechneten Gesamtforderung in EURO anzugeben. 
 
3. Es sind die Tatsachen anzugeben, aus denen sich nach Einschätzung des Gläubigers ergibt, dass der 
Forderung eine vorsätzlich begangene unerlaubte Handlung des Schuldners zugrunde liegt oder dass der 
Schuldner rückständigen gesetzlichen Unterhalt vorsätzlich pflichtwidrig nicht gewährt hat oder dass die 
Forderung aus einem Steuerschuldverhältnis resultiert und der Schuldner im Zusammenhang damit wegen 
einer Steuerstraftat nach den §§ 370, 373 oder 374 AO rechtskräftig verurteilt worden ist. 
 
4. Anmeldungen von Forderungen in ausländischer Währung sind zur Prüfung und Feststellung 
ungeeignet. Sie sind umgerechnet in EURO – jeweils nach dem im Zeitpunkt der Insolvenzeröffnung am 
Ort der Insolvenzverwaltung geltenden Kurswert – geltend zu machen. 
 
5. Forderungen, welche nicht auf Zahlung von Geld gerichtet sind oder deren Geldbetrag unbestimmt ist, 
müssen mit ihrem Schätzwert angegeben werden. 
 
6. Bei Zinsen müssen Zinssatz und Zeitraum genau bezeichnet werden. Fällige Zinsen sind bis einen Tag 
vor Insolvenzeröffnung auszurechnen. 
 
7. Ist Ihre Forderung bereits tituliert, fügen Sie bitte eine Kopie des Titels (Urteil, Vollstreckungsbescheid, 
Kostenfestsetzungsbeschlüsse, Wechsel, Schuldurkunden etc.) bei. 
 
8. Bitte geben Sie unbedingt die gesetzlichen Vertretungsverhältnisse vollständig an. Werden Sie 
rechtsgeschäftlich vertreten, so fügen Sie bitte eine Vollmacht bei, die sich auf die Geltendmachung von 
Rechten im Insolvenzverfahren bezieht. 
 
9. Bei Gläubigermehrheit ist das Beteiligungsverhältnis anzugeben, das heißt, ob 

- anteilig geleistet werden muss, 
- die Leistung an alle gemeinschaftlich zu erfolgen hat (z.B. Erbengemeinschaft, BGB-

Gesellschaft), 
- einer der Gläubiger die Leistungen für alle geltend machen kann (Gesamtgläubigerschaft). 

 
10. Eine Verpflichtung, im Prüfungstermin zu erscheinen oder einen Vertreter zu entsenden, besteht nicht. 
Gläubiger, deren angemeldete Forderungen ganz oder teilweise bestritten werden, erhalten nach dem 
Prüfungstermin von Amts wegen einen Auszug aus der Insolvenztabelle. Gläubiger, deren Forderungen 
festgestellt werden, erhalten keine Nachricht. 
 
 

 
 
11. Gläubiger, die Eigentums- oder Sicherungsrechte an beweglichen Sachen oder an 
Rechten des Schuldners in Anspruch nehmen (z. B. Aussonderungsansprüche aufgrund 
Eigentums oder eines Eigentumsvorbehalts, Absonderungsansprüche aufgrund eines 
Pfandrechts oder einer Sicherungsübereignung), müssen zur Vermeidung von 
Schadensersatzansprüchen den Gegenstand, an dem ein Sicherungsrecht beansprucht 
wird, die Art und den Entstehungsgrund des Sicherungsrechts (wie Eigentumsvorbehalt, 
Sicherungsübereignung, Sicherungsabtretung, Pfandrecht) und die gesicherte Forderung 
unverzüglich dem Insolvenzverwalter/Treuhänder mitteilen. 
 
12. Nachrangige Insolvenzgläubiger können ihre Forderungen nur anmelden, wenn sie das 
Insolvenzgericht ausdrücklich zur Anmeldung aufgefordert hat. Nachrangige 
Insolvenzforderungen sind: 

a) die seit der Eröffnung des Insolvenzverfahrens laufenden Zinsen der Forderungen  
der Gläubiger; 

b) die Kosten, die den einzelnen Insolvenzgläubigern durch ihre Teilnahme am 
Verfahren erwachsen; 

c) Geldstrafen, Geldbußen, Ordnungsgelder und Zwangsgelder sowie solche  
Nebenfolgen einer Straftat oder Ordnungswidrigkeit, die zu einer Geldzahlung 
verpflichten; 

d) Forderungen auf eine unentgeltliche Leistung des Schuldners; 
e) Forderungen auf Rückgewähr eines kapitalersetzenden Darlehens eines 

Gesellschafters oder gleichgestellte Forderungen und gewöhnliche 
Insolvenzforderungen, für die zwischen Gläubiger und Schuldner der Nachrang im 
Insolvenzverfahren vereinbart worden ist.  

 
Die Berücksichtigung erfolgt in der Rangfolge wie vorstehend aufgeführt; bei gleichem Rang 
nach dem Verhältnis der Beträge. Zinsen und Kosten nachrangiger Forderungen haben den 
gleichen Rang wie die Forderung selbst. 
 
13. In Nachlassinsolvenzverfahren sind nachrangige Forderungen im Rang entsprechend 
den unter Ziffer 12 bezeichneten Forderungen und in folgender Rangfolge, bei gleichem 
Rang nach dem Verhältnis der Beträge: 

- die Forderungen von Pflichtteilsberechtigten, 
- die Ansprüche aus Vermächtnissen und Auflagen, 
- die Forderungen von Erbersatzberechtigten. 

Sie sind auch nur bei ausdrücklicher Aufforderung anzumelden. 
 
14. Forderungen, die erst nach dem Ablauf der Frist angemeldet werden, können unter 
Umständen ein zusätzliches Prüfungsverfahren erforderlich machen. Die Kosten einer 
solchen Prüfung hat gem. § 177 InsO der säumige Gläubiger zu tragen, sie betragen 
regelmäßig 24,00 € und werden vom Insolvenzgericht erhoben. Von Fragen bei dem 
Treuhänder hinsichtlich des Prüfungsergebnisses oder des allgemeinen Sachstandes sollte 
im Interesse einer zügigen Abwicklung des Verfahrens Abstand genommen werden. Im 
Übrigen sollte der schriftlichen Anfrage ein Freiumschlag für die Rückantwort beigefügt 
werden.  

 


